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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

 
Die ETA macht ihre Drohung wahr 
 

 

Erster tödlicher Anschlag seit fast einem Jahr setzt Spa-

nien unter Schock 

 
Die linksextreme baskische Terroror-

ganisation ETA hat der Aufhebung des 

Waffenstillstandes am 6. Juni 2007 blu-

tige Taten folgen lassen. Der 24jährige 

Agent der spanischen Polizei, Raúl Cen-

teno, ist das erste Todesopfer seit dem 

30. Dezember 2006, das gezielt von der 

ETA ermordet wurde. Die ETA und der 

Terrorismus sind damit zurück in den 

Schlagzeilen, sowie den Köpfen und 

Herzen der Spanier. Die Politik zeigte 

demonstrative Geschlossenheit hinter 

den Terroropfern. Unter dieser Ge-

schlossenheit rumort es jedoch gewal-

tig. Viele in Spanien glauben, Minister-

präsident José Luis Rodríguez Zapatero 

habe die Terroristen durch seine nach-

sichtige Politik stark gemacht. Wenn 

der Regierungschef nicht aufpasst, 

könnten sich die vereinzelten „Buh“-

Rufe gegen ihn beim Staatsbegräbnis 

für den ermordeten Polizisten schnell 

zum politischen Flächenbrand auswei-

ten – und das nur drei Monate vor den 

Parlamentswahlen. 

 

Der ETA-Terror nimmt kein Ende. Am Sams-

tag, dem 1. Dezember, 

wurden bei einem An-

schlag der baskischen 

Terrororganisation ETA 

ein Angehöriger der 

Guardia Civil auf offener Straße erschossen 

und ein weiterer lebensgefährlich verletzt. 

Schauplatz des Attentats war der französi-

sche Teil des Baskenlandes, genau genom-

men der Urlaubsort Capbreton in der Nähe 

von Bayonne. 

Der Anschlag ereignete sich gegen 9:30 

Uhr. Die beiden Beamten der spanischen 

Polizei (Guardia Civil), Raúl Centeno Ballón 

(24) und Fernando Trapero Blázquez (23), 

verließen gerade die Cafeteria „Les Ecureuil-

les“ im Zentrum der Stadt, wo sie sich we-

gen eines speziellen Beobachtungsauftrages 

aufhielten und eine Gruppe ETA-

Angehöriger observieren 

sollten. Als sie das Lokal 

verließen, eröffneten die 

Terroristen das Feuer. 

Centeno wurde mehrfach in den Nacken ge-

troffen und starb auf der Stelle. Trapero er-

litt eine irreparable Schusswunde im Gehirn 

und liegt seitdem im Koma in einem Kran-

kenhaus in Bayonne. Die Täter konnten 

entkommen, wobei sie auf ihrer Flucht in 

der Nähe der Ortschaft Mont de Marsan den 

Wagen wechselten und dabei eine unbetei-

ligte Frau und ein Kind in den Kofferraum 

ihres ersten Fluchtwagens einsperrten. 

Dies war der erste Anschlag der ETA auf 

französischem Boden seit 31 Jahren und der 

erste tödliche seit dem Bombenattentat auf 

den Flughafen von Madrid am 30. Dezember 

2006, bei dem zwei ecuadorianische Ein-

wanderer den Tod gefunden hatten.  

Für den toten Beamten Centeno fand am 

Sonntag im Hauptquartier der Guardia Civil 

in Madrid ein Staatsakt statt (Foto), an dem 

auch König Juan Car-

los I. und Königin So-

fia teilnahmen. Minis-

terpräsident José Luis 

Rodríguez Zapatero (PSOE) erwies dem to-

ten Polizisten genauso die letzte Ehre wie 

Oppositionsführer Mariano Rajoy (PP). An-

wesend waren auch die Präsidentin der Re-

gion Madrid, Esperanza Aguirre, der Madri-

der Bürgermeister Alberto Ruiz Gallardón 

sowie der französische Botschafter in Mad-

rid, Bruno Delaye. 
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Die Feier wurde immer wieder von verein-

zelten Schmerzensschreien der Anwesenden 

gestört. Auch Angehörige der Terroropfer 

empfingen Ministerpräsident José Luis 

Rodríguez Zapatero beim Verlassen der 

Zeremonie mit „Buh“- und „Verräter“-Rufen. 

Die spanische Politik schloss demonstrativ 

den Kreis hinter den Opfern des Terrors. Ein 

sichtlich mitgenommener 

Ministerpräsident (Foto) 

trat in Madrid vor die 

Presse und verlieh seinem 

„Schmerz“ und seiner 

„radikalen Verurteilung“ des Mordes Aus-

druck. Die Regierung stehe in diesem 

schmerzlichen Moment hinter der Polizei, 

die einmal mehr die Ausübung ihrer „gro-

ßartigen Pflicht“ der „Verteidigung der Frei-

heiten aller Spanier“ mit dem „größten Op-

fer“ des Lebens eines ihrer Mitglieder be-

zahlt habe. Zapatero erklärte: „Mehr als je 

zuvor müssen die Terroristen wissen, dass 

wir alle gegen sie vereint sind. Sie müssen 

wissen, dass wir mit jedem Nachdruck un-

sere Freiheit gegenüber dem Tod, dem To-

talitarismus, der Bedrohung, der Erpressung 

und der Nötigung verteidigen.“ 

Auch Oppositionsführer Mariano Rajoy (Fo-

to) verurteilte den Anschlag aufs schärfste. 

Staatstragend erklärte 

er: „Spanien ist eine 

Nation mit 45 Millionen 

Einwohnern und eine 

Nation, die die älteste Europas ist. Wir leben 

seit 500 Jahren zusammen und diese Nation 

ist im Laufe der Geschichte durch viele 

Wandlungen gegangen. Aber eine Terror-

gruppe wird niemals diese Schlacht gewin-

nen können. Besiegen wir die ETA und ge-

winnen wir so die Rechte der Bürger zurück! 

Jeder Spanier soll dies wissen: Wir werden 

sie besiegen“. 

Alle im spanischen Parlament vertretenen 

Parteien sowie führende Gewerkschaften 

und sonstige Verbände verabschiedeten ei-

ne gemeinsame Erklärung unter dem Titel: 

„Für die Freiheit und die Niederlage der 

ETA“. Darin verurteilen sie mit „aller Kraft“ 

das neueste Attentat und bringen der Regie-

rung ihre Unterstützung dabei zum Aus-

druck, die „ETA zu besiegen“. Gleichzeitig 

riefen die Unterzeichner zu einer Großde-

monstration gegen die ETA am 4. Dezember 

in Madrid auf.  

Auffällig an der Sprache der gemeinsamen 

Erklärung ist, dass man eindeutig davon 

spricht, sich für die „Nie-

derlage“ der ETA einzu-

setzen. Die Zapatero-

Regierung hatte lange 

Zeit genau diese Formulierung abgelehnt 

und stattdessen auf einen verhandelten 

Frieden mit den Terroristen gesetzt. Die PP 

hingegen hatte immer eine Politik der „har-

ten Hand“ und die Ablehnung jeglicher poli-

tischen Zugeständnisse gegenüber der ETA 

verfochten und die Regierung des mangeln-

den politischen Willens zur Beendigung des 

Terrors angeklagt. Nachdem der tödliche 

Anschlag vom Dezember 2006 und das En-

de des ETA-Waffenstillstandes im Juni 2007 

das Scheitern der Politik Zapateros deutlich 

gemacht hatten, begann die Regierung, 

auch rhetorisch eine härtere Linie gegen die 

ETA einzuschlagen. 

Anti-Terrorverbände werfen der Zapatero-

Regierung aus diesem Grund Verrat an den 

Opfern des Terrors vor. Der Präsident des 

„Verbandes der Terroropfer“ 

(AVT), Francisco José Alcaraz 

(Foto), erklärte, seine Orga-

nisation werde nicht an der 

geplanten Großkundgebung in Madrid teil-

nehmen. Im Hinblick auf die Unterzeichner 

des Manifestes gegen den Terror, kritisierte 

er heftig, man könne nicht „neben politi-

schen Gruppierungen stehen, die sich da-

durch charakterisiert haben, dass sie den 

Terroristen näher stehen als den Opfern“. 

Auch aus diesem Grund waren es nur einige 

Tausend Menschen, die an der  Demonstra-

tion an der „Puerta de Alcalá“ (Foto) 

schließlich teilnahmen. 

Der  AVT-Vorsitzende 

zeigte Verständnis für 

den Zorn derjenigen, die 

Ministerpräsident Zapatero beim Verlassen 

des Staatsaktes für den ermordeten Polizis-

ten ausgebuht haben. Dieser Zorn habe sich 

im Laufe der Zeremonie aufgestaut und sich 

dann beim Anblick des Ministerpräsidenten 

entladen.  
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Auch Arsenio Fernández de la Mesa, Vorsit-

zender des Verteidigungsausschusses der 

oppositionellen Volkspartei, bemerkte die 

Buhrufe. Einem Radiosender gegenüber er-

klärte er: „Als die Trauerfeier zu Ende war, 

konnte man deutlich die Beschimpfungen 

und Schreie hören, die gegen Ministerpräsi-

dent Zapatero gerichtet waren. Es war ein 

Moment großer Emotionen und großen 

Schmerzes. Diese Familien wollten eine Er-

klärung dafür haben, warum mit der ETA 

verhandelt wurde“. 

Von Seiten der spanischen Volkspartei und 

der Anti-Terror-Bürgerinitiativen wird nach 

dem Anschlag wieder-

holt vor allem eine 

konkrete politische For-

derung immer lauter: 

Ein Parteiverbot für die radikalen baskischen 

Kleinstparteien „Baskisch-Nationalistische 

Aktion“ (ANV) und „Kommunistische Partei 

der Baskischen Länder“ (PCTV). Sollten die-

se ETA-nahen Parteien den Anschlag nicht 

verurteilen, müsste dieser Schritt getan 

werden. Justizminister Mariano Fernández 

Bermejo (Foto) sieht die Be-

dingungen für solche Partei-

enverbote aus juristischer 

Sicht jedoch noch nicht ge-

geben. Zwar sammle man weiter Indizien, 

diese reichten für ein Verbotsverfahren je-

doch noch nicht aus. 

Zapatero steht durch das neuerliche Auf-

flammen der Gewalt unter politischen 

Druck. In den letzten Monaten vor dem 

Wahlkampf wird er auf schmerzliche Art und 

Weise mit dem Scheitern seiner eigenen An-

ti-Terrorpolitik konfrontiert. Aber auch die 

PP steht vor einer schwierigen Aufgabe. Ei-

nerseits muss sie klar machen, dass sie 

selbst die besseren Rezepte im Kampf ge-

gen ETA hat als der Ministerpräsident. An-

dererseits darf sie jedoch nicht zu sehr po-

larisieren, um eine weitere Spaltung der ge-

schockten spanischen Gesell-

schaft zu vermeiden und die 

Einheit der Demokraten ge-

gen den Terrorismus sicher-

zustellen. In den letzten Jahren und Mona-

ten hat sie in der Öffentlichkeit zu oft den 

Eindruck hinterlassen, sie wolle den ETA-

Terror zu Wahlkampfzwecken ausschlachten 

statt  zu versuchen, zu einer möglichst gro-

ßen gesellschaftlichen und politischen Ein-

heit in dieser Frage zu finden. 

Innerhalb der ETA selbst ist 

unterdessen ein Strategie-

wechsel festzustellen. Wäh-

rend man bisher meist beson-

ders emblematische Gebäude oder bewusst 

politische Führungsfiguren angriff und dabei 

auch einige von ihnen ermordete, richten 

sich die jüngsten tödliche Angriffe der ETA 

gegen niedere Bedienstete, etwa der spani-

schen Polizei. Bereits am 9. Oktober war der 

Bodyguard eines sozialistischen baskischen 

Regionalpolitikers einem auf ihn gerichteten 

Anschlag nur knapp entgangen, als er sich 

nach einer Autobombe selbst aus seinem 

brennenden Privatfahrzeug befreien konnte. 

Dieser Strategiewandel legt mehrere 

Schlüsse nah. So könnte es sein, dass die 

ETA jetzt einfach Todesopfer sucht, um auf 

sich aufmerksam zu machen. Vielleicht ist 

die ETA aber auch derart geschwächt, dass 

sie es organisatorisch nicht mehr schafft, 

gezielte Anschläge auf höhere Persönlichkei-

ten zu verüben. Auch eine geschwächte ETA 

bleibt jedoch sehr ge-

fährlich und ist vielleicht 

sogar besonders unbe-

rechenbar. Die Niederschlagung der Terror-

organisation stellt jedenfalls weiterhin eine 

große Herausforderung an die spanische 

Politik und den Rechtsstaat dar. 

 


